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Der Gemeinderat erlässt in Ergänzung und zur Auslegung des Personalreglements (PR) die 
nachfolgende Personalverordnung. 
 
 
I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

§ 1 Geltungsbereich, Vollzug 

1 Diese Verordnung gilt für die Mitarbeitenden, die dem Personalreglement (PR) unterstellt 
sind. 

2 Der Vollzug dieser Bestimmungen obliegt dem Personalverantwortlichen. 

 
 
II ARBEITSZEIT 

A Arbeitszeit 

§ 2 Tages-, Abend-, Nacht-, Samstags-, Sonntags- und Feiertagsarbeit 

1 Als Tagesarbeit gelten Arbeitsleistungen von 06.00 bis 20.00 Uhr. 

2 Als Nachtarbeit gelten Arbeitsleistungen von 20.00 bis 06.00 Uhr. 

3 Als Samstags-, Sonntags- oder Feiertagsarbeiten gelten Arbeitsleistungen von 00.00 bis 24.00 
Uhr des entsprechenden Tages. 

 
§ 3 Betriebszeiten 

Der Gemeinderat regelt die Betriebszeiten der Gemeindeverwaltung (Schalteröffnungszeiten) 
und des Technischen Betriebes. Während den Schul-Sommerferien kann der Gemeinderat 
reduzierte Betriebszeiten festlegen. 

 
§ 4 Sollarbeitszeit 

1 Die jährliche Sollarbeitszeit ergibt sich aus der Multiplikation der Anzahl Arbeitstage des 
betreffenden Jahres mit der täglichen Sollarbeitszeit von 8 Stunden 24 Minuten (= 42 Stun-
den-Woche). Bei einem Teilzeitpensum reduziert sich die Sollarbeitszeit entsprechend dem 
Beschäftigungsgrad. 

2 Die Berechnung der monatlichen und jährlichen Sollarbeitszeit erfolgt in der Regel auf der 
Grundlage der Berechnung des Kantons. Der Gemeinderat entscheidet abschliessend und 
kann Abweichungen festlegen. Der Personalverantwortliche ist für die Bekanntmachung der 
jährlichen Sollarbeitszeit zuständig.  

3 Die wöchentliche Höchstarbeitszeit beträgt 50 Stunden.  
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§ 5 Arbeitspausen 

1 Bei einer Arbeitszeit ab 6 Stunden ist eine Unterbrechung von mindestens 30 Minuten einzu-
halten. Die Unterbrechung gilt nicht als Arbeitszeit. Die Pause ist um die Mitte der Arbeitszeit 
anzusetzen. Ein „Durcharbeiten“ ist nicht erlaubt. Verpflegungspausen dienen dazu, sich zu 
verpflegen und sich zu erholen. Der Gemeinderat entscheidet über Ausnahmen. 

2 Lassen es die betrieblichen Bedürfnisse zu, stehen den Mitarbeitenden für zusätzliche Pausen 
15 Minuten pro Arbeitshalbtag (4 Stunden 12 Minuten) oder 30 Minuten pro Arbeitstag 
(8 Stunden 24 Minuten) zur Verfügung. Diese Arbeitspausen gelten als Arbeitszeit und dienen 
der internen Kontaktpflege. Der Service public ist während der Kaffeepause zu gewährleisten. 
Der nachträgliche Bezug ist nicht möglich. 

 
§ 6 Gleitzeit 

1 Gleitzeit umfasst den positiven und negativen Stundensaldo, der innerhalb des Arbeitszeit-
rahmens (gemäss § 2 Abs. 1) geleistet wurde.  

2 Die Abrechnungsperiode der Jahresarbeitszeit entspricht in der Regel dem Kalenderjahr. Für 
den Technischen Betrieb endet die Abrechnungsperiode am 31. Juli. 

3 Der Gleitzeitsaldo am Ende der Abrechnungsperiode ergibt sich aus der Differenz zwischen 
der effektiv geleisteten Arbeitszeit und der jährlich zu leistenden Regel-Sollarbeitszeit. Vor-
behalten bleibt angeordnete Überzeit.  

4 Ein positiver oder negativer Gleitzeitsaldo von höchstens 80 Stunden darf auf die neue Ab-
rechnungsperiode übertragen werden. Das 80 Stunden übersteigende Gleitzeitguthaben (inkl. 
angeordnete Überzeit) verfällt am Ende der Abrechnungsperiode ohne Vergütung. Die 80 
Stunden übersteigende Gleitzeitschuld führt zu einer entsprechenden Gehaltsreduktion. Bei 
Teilzeitbeschäftigten bemisst sich der positive oder negative Übertrag des Gleitzeitsaldos im 
Verhältnis zum Beschäftigungsgrad.  

5 In Absprache mit der vorgesetzten Stelle dürfen beliebig viele Tage zur Abtragung eines 
positiven Gleitzeitsaldos eingezogen werden. 

6 Die vorgesetzte Stelle kann ausnahmsweise eine Vergütung bewilligen, wenn eine Kompen-
sation aus betrieblichen Gründen nicht möglich war. Eine Auszahlung erfolgt im Verhältnis 
1 : 1 ohne weitere Zuschläge. 

7 Aufgrund betrieblicher Bedürfnisse der einzelnen Organisationseinheiten kann die gleitende 
Arbeitszeit für Einzelfälle teilweise oder ganz eingeschränkt werden. Die Abteilungsleitenden 
und der Personalverantwortliche sind berechtigt, jederzeit die Kompensation von einem posi-
tiven Gleitzeitsaldo anzuordnen. 

8 Vor Auflösung des Arbeitsverhältnisses ist ein positiver oder negativer Gleitzeitsaldo abzutra-
gen. Ein Gleitzeitguthaben verfällt grundsätzlich am Austrittstag. Die vorgesetzte Stelle kann 
ausnahmsweise eine Vergütung bewilligen, wenn eine Kompensation aus betrieblichen Grün-
den nicht möglich war. Eine Auszahlung erfolgt im Verhältnis 1 : 1 ohne weitere Zuschläge. 
Eine Gleitzeitschuld am Austrittstag führt zu einer entsprechenden Gehaltsreduktion.  

9 Ein positiver Gleitzeitsaldo gilt nicht als Überzeit, ausgenommen davon ist angeordnete Über-
zeit gemäss § 10.  
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§ 7 Einschränkungen 

Das Recht der Mitarbeitenden, Arbeitsbeginn und -ende individuell zu bestimmen, kann durch 
die vorgesetzte Stelle mit Rücksicht auf den jeweiligen Arbeitsanfall und die Betriebszeiten 
ganz oder teilweise eingeschränkt werden. 

 
§ 8 Zeiterfassung  

1 Die Zeiterfassung erfolgt durch alle Mitarbeitenden persönlich mit den am Arbeitsort vor-
handenen Zeiterfassungsgeräten oder manuell auf Zeiterfassungsbögen. Die Stellvertretung 
bei der Zeiterfassung ist nicht erlaubt.  

2 Auf dem Zeiterfassungsbogen oder auf der Zeiterfassungskarte sind in jedem Fall folgende 
Eintragungen vorzunehmen:  
- Arbeitsbeginn und Arbeitsende; 
- ganz- oder mehrtägige dienstliche Verrichtungen ausserhalb des Arbeitsortes; 
- angeordnete Überzeit und die Überzeitkompensation; 
- jede als Arbeitszeit zählende Abwesenheit mit Grundangabe; 
- jede als Nichtarbeitszeit zählende Arbeitsunterbrechung. 

 
§ 9 Weihnachten / Neujahr  

1 Die Büros der Gemeindeverwaltung bleiben über die Feiertage, in der Regel vom 
24. Dezember bis und mit 2. Januar, geschlossen. Der Gemeinderat legt Ausnahmen fest. Am 
Freitag nach Auffahrt bleiben die Büros ebenfalls geschlossen. Der Gemeinderat kann weitere 
Brückentage festlegen.  

2 Der Gemeinderat bestimmt jährlich, ob die Tage zwischen Weihnachten und Neujahr arbeits-
frei sind und inwieweit die ausfallende Arbeitszeit durch entsprechende Erhöhung der Regel-
Sollarbeitszeit vorzuholen ist.  

 
§ 10 Überstunden, Überzeit 

1 Das Personal ist grundsätzlich verpflichtet, bei Bedarf gegenüber der vereinbarten Normal-
arbeitszeit Überzeitarbeit oder Überstunden zu leisten.  

2 Überstunden sind Arbeitszeit, die über die vertraglich vereinbarte Sollarbeitszeit hinaus bis 
zur wöchentlichen Höchstarbeitszeit von 50 Stunden geleistet werden. 

3 Überzeit ist Arbeitszeit, die über die wöchentliche Höchstarbeitszeit von 50 Stunden hinaus 
geleistet wird. Sie muss von der Vorgesetzten oder dem Vorgesetzten vorgängig angeordnet 
oder nachträglich genehmigt werden. Als Überzeit gilt in jedem Fall die angeordnete Bean-
spruchung an arbeitsfreien Tagen. 

4 Überstunden und Überzeit sind durch Gewährung von Freizeit von gleicher Dauer im Rahmen 
der Jahresarbeitszeit zu kompensieren. Ist eine Kompensation nicht möglich, entscheidet der 
Gemeinderat auf Antrag des Personalverantwortlichen über die Auszahlung. Eine Auszahlung 
erfolgt 1 : 1 der geleisteten Arbeitszeit ohne Zuschläge.  
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B Arbeitszeitmodelle 

§ 11 Jahresarbeitszeit mit festen Arbeitszeiten 

1 Beim Arbeitszeitmodell mit festen Arbeitszeiten hat die Arbeitsleistung im Rahmen von täg-
lich, wöchentlich oder monatlich zu leistenden Sollarbeitszeiten zu erfolgen.  

2 Die jeweilige Abteilungsleiterin oder der jeweilige Abteilungsleiter ist für die Festlegung des 
Arbeitsplans verantwortlich. 

3 Die Vorgesetzten informieren die Mitarbeitenden rechtzeitig, in der Regel jedoch mindestens 
2 Wochen im Voraus, über den Arbeitsplan. 

4 Kurzfristige Änderungen des Arbeitsplans wegen unvorhersehbaren Ereignissen bleiben vor-
behalten. 

 
§ 12 Jahresarbeitszeit ohne feste Arbeitszeiten 

1 Sofern nichts anderes vereinbart wurde, gilt für die Mitarbeitenden eine Jahresarbeitszeit 
ohne festgelegte tägliche, wöchentliche oder monatliche Sollarbeitszeiten. Die nach Mass-
gabe von § 4 berechnete jährliche Sollarbeitszeit bildet die Grundlage für das Jahresarbeits-
zeitmodell.  

2 Die gleitende Arbeitszeit ermöglicht es den Mitarbeitenden, Beginn und Ende der täglichen 
Arbeit und die Dauer der Mittagspause innerhalb des Arbeitszeitrahmens und unter Beach-
tung der Betriebszeiten (Schalteröffnungszeiten) sowie der Weisungen der Abteilungsleiten-
den selbst zu bestimmen. 

3 Als Tagesrahmen, innerhalb dessen die Arbeitsleistung zu erbringen ist, gilt die Zeit von 
Montag bis Freitag, 06.00 Uhr bis 20.00 Uhr. Ausnahmen werden vom Personalverantwort-
lichen bewilligt oder angeordnet. 

4 Im Übrigen geltend die Bestimmungen zur Gleitzeit gemäss § 6. 

 
§ 13 Telearbeit 

Sofern es die betrieblichen Verhältnisse zulassen, können Arbeitgeberin und Mitarbeitende der 
Gemeindeverwaltung eine Vereinbarung über die Leistung von alternierender Telearbeit in 
privaten Räumlichkeiten abschliessen. Der Gemeinderat bestimmt die Einzelheiten in der 
Verordnung über die Telearbeit der Gemeindeverwaltung Unterkulm. 

 
§ 14 Jobsharing 

Die Anstellungsbehörde entscheidet, ob eine Funktion oder ein Arbeitspensum im Jobsharing 
besetzt wird. Seitens der Mitarbeitenden besteht kein Anspruch. In einer Zusatzvereinbarung 
sind insbesondere zu regeln:  
- Arbeitszeiten 
- Arbeitsplatz 
- Aufgabenteilung mit gemeinsamer oder getrennter Verantwortung 
- Stellvertretung sowie Voraussetzungen zur Beendigung des Jobsharing  
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C Ferien und Absenzen 

§ 15 Ferienbezug, Erkrankung und Unfall während den Ferien 

1 Die vorgesetzte Stelle entscheidet über den Zeitpunkt der Ferien und nimmt dabei auf die 
Wünsche der Mitarbeitenden soweit Rücksicht, als dies mit den betrieblichen Bedürfnissen 
vereinbar ist. 

2 Ferien sind bis spätestens Ende April des folgenden Jahres zu beziehen. Beim Bezug der Fe-
rien sind jeweils zuerst die für das jeweilige Arbeitsjahr obligatorischen Ferien zu beziehen. 

3 Die Ferien haben der Erholung der Mitarbeitenden zu dienen. Ist der Erholungszweck infolge 
Krankheit oder Unfall nicht gegeben, werden die durch ein Arztzeugnis ausgewiesenen 
Krankheits- und Unfalltage nachgewährt, wenn es sich um Arbeitstage handelt. 

4 Die Mitarbeitenden haben den Personalverantwortlichen sowie die direkt vorgesetzte Stelle 
unverzüglich über eine Erkrankung oder einen Unfall während den Ferien zu informieren. 

 
§ 16 Urlaub für ausserschulische Jugendarbeit 

1 Die Mitarbeitenden haben für Urlaub für ausserschulische Jugendarbeit einen Antrag an den 
Personalverantwortlichen zu stellen. Dieser entscheidet nach Rücksprache mit der direkt vor-
gesetzten Stelle der gesuchstellenden Person über die Gewährung des Urlaubs. 

2 Die Mitarbeitenden haben einen Anspruch auf Jugendurlaub, wenn das Gesuch mehr als 2 
Monate im Voraus gestellt wurde und keine unvorhersehbaren betrieblichen Notfälle eintre-
ten. 

 
§ 17 Unbezahlter Urlaub 

1 Unbezahlte Urlaube werden wochenweise für mindestens 2 Kalenderwochen am Stück ge-
währt. 

2 In den unbezahlten Urlaub fallende Feiertage werden nicht vergütet oder nachgewährt. 

3 Ein Tag unbezahlter Urlaub entspricht 1/365 des Jahreslohns (ohne Lohnzulagen). 

4 Zuständig für die Gewährung des unbezahlten Urlaubs ist der Personalverantwortliche. 

 
§ 18 Gewährung des Sabbaticals, Bezahlung, Weiterbildungskosten 

1 Das Sabbatical darf nur dann gewährt werden, wenn eine unbefristete und ungekündigte 
Anstellung besteht, die betrieblichen Bedürfnisse es zulassen und eine genügende Stellver-
tretung sichergestellt ist. Das Gesuch für ein Sabbatical ist mindestens 1 Jahr vor Beginn 
schriftlich einzureichen mit einem Vorschlag für die Stellvertretungsregelung. 

2 Zuständig für die Gewährung eines Sabbaticals ist der Gemeinderat. Es besteht seitens der 
Mitarbeitenden kein Anspruch auf die Gewährung eines Sabbaticals. 

3 Das Sabbatical wird in dem Umfang von der Arbeitgeberin bezahlt, als die Mitarbeitenden 
dafür Arbeitsstunden angespart haben. Massgebend sind die geleisteten Arbeitsstunden 
ohne Zuschläge und Zulagen. 
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4 Die Kosten für die Weiterbildung während des Sabbaticals tragen vollumfänglich die Mit-

arbeitenden. 

5 Wird das Anstellungsverhältnis nach der Genehmigung oder während des Sabbaticals 
gekündigt, wird das Sabbatical hinfällig und es gelten ab dem Tag der Kündigung die 
ordentlichen Arbeitszeiten. 

 
§ 19 Zeitkonto beim Sabbatical 

1 Den Mitarbeitenden wird auf schriftliches Verlangen die zu streichenden Stunden gemäss § 6 
Abs. 4 auf ein Zeitkonto gutgeschrieben. 

2 Die Mitarbeitenden können verlangen, dass die Stunden gemäss § 6 Abs. 3 ebenfalls auf das 
Zeitkonto übertragen werden. 

3 Das Zeitkonto kann auf maximal 3 Monate gemäss aktuellem Arbeitspensum aufgefüllt wer-
den. Die angesparten Stunden können ausschliesslich für den Bezug eines Sabbaticals ver-
wendet werden. Eine Kompensation der nach Absatz 2 angesparten Stunden ist nur bei der 
Beendigung des Anstellungsverhältnisses möglich. 

4 Der Bezug des Sabbaticals bewirkt keine Kürzung des Ferienanspruchs. 

5 Eine Auszahlung des Zeitsaldos auf Antrag der Mitarbeitenden ist grundsätzlich ausgeschlos-
sen. Für die nach Absatz 1 angesparten Stunden besteht kein Anspruch auf Kompensation 
und verfallen ohne Anspruch auf Entschädigung. 

6 Wird das Gesuch für den Bezug eines Sabbaticals vom Gemeinderat abgelehnt, können die 
nach Absatz 2 angesparten Stunden im Verhältnis 1 : 1 ausbezahlt oder über die Dauer von 
maximal 3 Jahren kompensiert werden. 

 
§ 20 Anrechenbare Fehlzeiten 

1 Abwesenheit infolge Krankheit, Unfall, Militär-, Zivilschutzdienst oder zivilem Ersatzdienst, 
Ferien, bezahltem Urlaub, bezahlter Fort- und Weiterbildung sowie Kurzabsenzen werden als 
Arbeitszeit gemäss der 42-Stunden-Woche (5 x 8 Stunden 24 Minuten) angerechnet. Bei 
einem Teilzeitpensum erfolgt die Anrechnung dem Beschäftigungsgrad entsprechend. 

2 Bei Mitarbeitenden mit flexiblen Arbeitszeiten, die mit ihrer Vorgesetzten oder ihrem Vorge-
setzten fixe Arbeitstage vereinbart haben, wird bei Abwesenheit infolge Krankheit oder Unfall 
die vereinbarte Zeit, max. 8 Stunden 24 Minuten angerechnet. In Bezug auf Ferien, Feiertage 
und Kurzabsenzen gilt Absatz 1. 

3 Mitarbeitenden mit festen Arbeitszeiten wird bei Abwesenheit infolge Krankheit oder Unfall 
die zu leistende Zeit pro Arbeitstag angerechnet. In Bezug auf Ferien, Feiertage und Kurz-
absenzen gilt Absatz 1. 

 
§ 21 Private Absenzen 

1 Die bezahlten Urlaube sind im Personalreglement § 44 abschliessend geregelt. 
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2 Absenzen zur Erledigung persönlicher Angelegenheiten wie Arztbesuche usw. gelten bei fle-

xibler Arbeitszeit (bspw. Jahresarbeitszeit) nicht als Arbeitszeit. Bei fixer Arbeitszeit können 
die Absenzen als Arbeitszeit angerechnet werden, jedoch max. 1 Stunde pro Tag. 

3 Über Absenzen im Rahmen mehrerer aufeinanderfolgender Therapiebesuche oder mehrerer 
zusammenhängender Arztbesuche nach Krankheit oder Unfall entscheidet der Gemeinderat 
bei allen Arbeitszeitmodellen im Einzelfall. 

 
§ 22 Feiertage und bezahlte Arbeitstage 

Sofern der Gemeinderat in besonderen Fällen keine abweichende Regelung trifft, gelten neben 
den Samstagen und Sonntagen als zusätzliche, ganze dienstfreie Tage: 
a) Karfreitag, Ostermontag, Auffahrt, Pfingstmontag, Weihnachtstag, Stephanstag, Neujahr, 
Berchtoldstag, Bundesfeiertag, sofern sie nicht auf einen Samstag oder Sonntag fallen;  
b) ein Tag für die Teilnahme am Personalausflug. 
 
 
III INKONVENIENZEN, ZULAGEN, SPESEN UND ANDERE AUSLAGEN 

§ 23 Lohnzulagen 

1 Dem Technischen Betrieb werden für angeordnete Nacht-, Samstags-, Sonntags- und Feier-
tagsarbeit Zeit-Zuschläge angerechnet: 
0 % Montag bis Freitag 06.00 Uhr bis 20.00 Uhr 
25 % Samstag, 06.00 Uhr bis 20.00 Uhr 
50 %  20.00 Uhr bis 06.00 Uhr 
100 %  für Sonntags- und Feiertagsarbeit 

2 Mitarbeitende mit unregelmässiger Arbeitszeit oder regelmässigen Überstunden, für welche 
die Besoldung entsprechend der Arbeitsstelle angesetzt ist, wird kein Überstundenzuschlag 
ausgerichtet. 

3 Die durch die zuständig vorgesetzte Person angeordnete Nacht-, Sonntags- und Feiertags-
arbeit ist 1 : 1 zu kompensieren. Die Kompensation hat im gegenseitigen Einvernehmen zu 
erfolgen. Die Zeitzuschläge werden auf der Basis der effektiv geleisteten Arbeitszeit 1 : 1 aus-
bezahlt. 

 
§ 24 Pikettdienst 

1 Als Pikettdienst gilt die dienstlich angeordnete Bereitschaft zu einem kurzfristigen Arbeitsein-
satz ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeit. Zur Leistung von Pikettdiensten sind verpflichtet: 

• Die Gemeindekanzlei für den Bestattungsdienst bei geschlossenen Schaltern von mehr als 2 
aufeinanderfolgenden Tagen. 

• Der Technische Betrieb für den Winterdienst, die Aufrechterhaltung der Versorgungssicher-
heit durch die Wasserversorgung sowie den Unterhalt von Liegenschaften. 

• Die Hauswarte für Schulveranstaltungen und Wochenendanlässe in der Schulanlage. 

2 Übernehmen Mitarbeitende gleichzeitig 2 Pikettdienste (Winterdienst und Wasserversor-
gung) kann nur eine Entschädigung geltend gemacht werden. 
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3 Der Gemeinderat kann aus betrieblichen Gründen weitere Personen zur Leistung von Pikett-

dienst verpflichten.  

 
§ 25 Entschädigung von Pikettdienst 

1 Die Abteilungsleitenden legen die Zeiten fest, in denen die Mitarbeitenden einsatzbereit sein 
müssen. Zur Übernahme von Pikettdienst sind alle Mitarbeitenden verpflichtet. Die Verteilung 
der Pikettdienstleistung erfolgt ausgeglichen über alle zur Verfügung stehenden Mitarbei-
tenden. Die Entschädigung für die Leistung des Pikettdienstes ist, soweit nichts anderes ge-
regelt ist, im Lohn enthalten. 

2 Die Pikettdienstleistungen für den Winterdienst und die Wasserversorgung werden nach den 
vom Gemeinderat festgelegten Ansätzen gemäss Anhang A entschädigt. 

 
§ 26 Entschädigung von Wochenendanlässen 

1 Die Hauswarte der Schulanlagen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Anstellung je 6 Wochen-
endanlässe zu betreuen. Die Wochenendanlässe werden als Arbeitszeit und die Lohnzulagen 
gemäss § 23 Abs. 1 vergütet. Die dadurch entstehende Arbeitszeit ist 1 : 1 zu kompensieren. 

2 Haben alle Hauswarte 6 Wochenendanlässe übernommen und müssen weitere Anlässe be-
treut werden, wird die anrechenbare Arbeitszeit inklusive Zeit-Zuschläge 1 : 1 ausbezahlt. 

 
§ 27 Sitzungen 

1 Mitarbeitende, die von Amtes wegen während der ordentlichen Arbeitszeit an einer Sitzung 
teilnehmen, können die dafür aufgewendete Zeit als normale Arbeitszeit rapportieren. Sit-
zungen, die ausserhalb des festgelegten Tagesrahmens (§ 2 Abs. 1) stattfinden und nicht 
separat entschädigt werden, gelten als Arbeitszeit und sind grundsätzlich zu kompensieren. 

2 Über Abwesenheiten für folgende Engagements entscheidet die Arbeitgeberin: 
a) Funktionsbezogene Teilnahme an Versammlungen und Anlässen von Fachverbänden; 
b) Funktionsbezogene Vorstandsarbeit in einem  Berufsfachverband, mit eindeutigem Bezug 
auf die eigene Haupttätigkeit; 
c) Einsätze als Prüfungsexperte/Kreisprüfungsexperte o. ä. 

Der Aufwand kann als Arbeitszeit erfasst werden. Von der Arbeitgeberin werden keine Spesen 
und Vergütungen geleistet. Die Mitarbeitenden können erhaltene Entschädigungen zur 
Deckung der persönlichen Aufwendungen verwendet werden. 

 
§ 28 Sitzungsgelder und Spesen 

1 Die Höhe der Sitzungsgelder wird vom Gemeinderat auf die Dauer einer Amtsperiode festge-
legt. Es gelten die festgelegten Ansätze gemäss Anhang A. 

2 Der Spesenersatz deckt die Aufwendungen, die Mitarbeitende zur Erfüllung ihrer Arbeits-
pflicht oder im Rahmen von Dienstreisen notwendigerweise zu tätigen haben. 

3 Die Mitarbeitenden haben eine Abrechnung über ihre Spesen einzureichen. Die Abteilungs-
leiterin oder der Abteilungsleiter genehmigt diese durch Visum.  



  Seite 12 von 23 
 
 
 
§ 29 Fahrspesen  

1 Für Reisen der Mitarbeitenden sollen grundsätzlich die öffentlichen Verkehrsmittel benutzt 
werden. Die Benutzung von privaten Motorfahrzeugen ist dann angezeigt, wenn der Trans-
port mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht möglich, zu umständlich, zeitraubend oder nicht 
wirtschaftlich ist (Aufwand-/Ertragsabschätzung). 

2 Vergütet werden die Kosten für ein ganzes Billett 2. Klasse, beim privaten Motorfahrzeug eine 
Kilometerentschädigung. Es gelten die vom Gemeinderat festgelegten Ansätze gemäss An-
hang A. 

3 In begründeten Fällen kann den Mitarbeitenden ein Halbtaxabonnement abgegeben werden. 
In diesem Fall wird für Reisen der halbe Preis vergütet. 

4 Für berufliche Fahrten mit Privatfahrzeugen ist eine detaillierte Fahrkontrolle zu führen. Die 
Eintragungen in die Fahrkontrolle sind von den Abteilungsleitenden zu visieren. 

5 Die Arbeitgeberin schliesst für den Einsatz von privaten Motorfahrzeugen zu Dienstfahrten 
eine Vollkaskoversicherung ab. Allfällige Schadenereignisse sind unverzüglich und vor einem 
Reparaturauftrag der für die Finanzen zuständigen Abteilung zu melden. 

 
§ 30 Telefonspesen 

1 Mitarbeitenden, die aus betrieblichen Gründen auf die Benützung eines Mobiltelefons zwin-
gend angewiesen sind, wird ein Mobiltelefon zur Verfügung gestellt. Die private Nutzung des 
Geräts ist zulässig. 

2 Die Arbeitgeberin richtet folgenden Personen eine Pauschale für Abonnement und Gespräche 
aus: 
a) den Mitarbeitenden gemäss Absatz 1; 
b) den Mitarbeitenden, die aus betrieblichen Gründen regelmässig auch ausserhalb der 

Arbeitszeit oder während der Arbeitszeit ausserhalb des Büros erreichbar sein oder im 
Notfall das Mobiltelefon benützen müssen und dafür ihr privates Mobiltelefon zur Verfü-
gung stellen. 

3 Zuständig für die Gewährung eines Mobiltelefons gemäss Absatz 1 und die Gewährung einer 
Pauschale gemäss Absatz 2 sind die jeweiligen Abteilungsleitenden. Es gelten die vom 
Gemeinderat festgelegten Ansätze gemäss Anhang A. 

4 Bei Beendigung des Anstellungsverhältnisses sind Mobiltelefone gemäss Absatz 1 in der 
Regel zurückzugeben. 

 
§ 31 Spesen für Verpflegung 

1 Die Höhe der Verpflegungsspesen wird vom Gemeinderat auf die Dauer einer Amtsperiode 
festgelegt. Es gelten die festgelegten Ansätze gemäss Anhang A. 

2 Bei der Teilnahme an Veranstaltungen wie Tagungen, Seminaren, Kursen und dergleichen 
werden Kosten nur vergütet, wenn sie nicht in den Veranstaltungskosten enthalten sind. 
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§ 32 Kleiderentschädigung 

1 Den Mitarbeitenden des Technischen Betriebes (inkl. Berufslernende) werden die Dienst- und 
Schutzkleider auf Kosten der Arbeitgeberin zur Verfügung gestellt. Die Mitarbeitenden sind 
verpflichtet, die von der SUVA und dem BFU vorgeschriebenen Arbeitskleider zu tragen. 

2 Alle Mitarbeitende (TB) haben zudem Anspruch auf eine Entschädigung für das Waschen und 
Flicken der Kleidung. Es gelten die vom Gemeinderat festgelegten Ansätze gemäss Anhang A. 

 
 
IV MITARBEITENDENBEURTEILUNG 

§ 33 Qualifikationssystem  

1 Das Qualifikationssystem besteht aus folgenden Elementen: 
- Richtlinien für Leistungsbeurteilung 
- Qualigramm 
- Leistungsmerkmale 
- Definition der Qualifikationsstufen (A+ bis D) 
- Beurteilungsbogen mit Leistungsmerkmalen 
- Beurteilungsskala 

2 Änderungen im Qualifikationssystem können durch den Gemeinderat vorgenommen werden, 
soweit diese nicht dem Personalreglement widersprechen. Für die Leistungsbeurteilung der 
Mitarbeitenden erlässt der Gemeinderat verbindliche Richtlinien. Diese definieren die 
Grundsätze und Ziele der Mitarbeitendenbeurteilung sowie die Verantwortlichkeiten und 
Prozesse. 

3 Der Personalverantwortliche ist für die Umsetzung der Richtlinien zur Mitarbeitendenbeurtei-
lung und die Einhaltung einheitlicher Leistungsbeurteilungen verantwortlich. 

 
 
V LEISTUNGSLOHN 

§ 34 Berechnung Leistungsprämie 

1 Für die Festlegung der generellen Leistungsprämie gemäss § 33 PR wird auf den durch-
schnittlichen Zielerreichungsgrad sämtlicher Mitarbeitenden abgestellt. Der durchschnittliche 
Zielerreichungsgrad wird einem fixen, vom Gemeinderat definierten %-Raster zugeordnet. 
Daraus ergibt sich der allgemeine Prozentsatz der Leistungsprämie.  

2 Der Gemeinderat legt die Höhe der Leistungsprämie jährlich fest. 
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§ 35 Individuelle Leistungsprämie 

1 Die individuelle Leistungsprämie wird aufgrund der jährlichen Mitarbeitendenbeurteilung wie 
folgt ausgerichtet: 
Qualifikation D  keine LP 
Qualifikation C  keine LP 
Qualifikation B  60 % LP vom Basislohn 
Qualifikation A  80 % LP vom Basislohn 
Qualifikation A+  100 % LP vom Basislohn 

2 Neu angestellten Mitarbeitenden wird nach der Durchführung des ordentlichen Qualifikati-
onsgespräches eine Leistungsprämie ausgerichtet, sofern eine Beurteilungsperiode von min-
destens 6 Monaten vorliegt. 

 
 
VI WEITERBILDUNG 

§ 36 Zwecke und Ziele 

1 Die Weiterbildung dient der guten Erfüllung der Aufgaben, insbesondere der Bewältigung 
sich ändernder Anforderungen an die Verwaltung und die Betriebe.  

2 Mit der Weiterbildung werden im Rahmen der Personalentwicklung die fachlichen, persön-
lichen und sozialen Kenntnisse und Fähigkeiten der Mitarbeitenden gezielt gefördert. 

3 Der Gemeinderat fördert und unterstützt die Weiterbildung des Personals. 

 
§ 37 Begriffe 

1 Als Weiterbildung gilt die Aneignung von Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten, welche dem 
Erhalt oder der Entwicklung der bereits vorhandenen beruflichen Qualifikationen dienen oder 
für die Übernahme neuer Funktionen notwendig sind. 

2 Als freiwillige Weiterbildung gelten insbesondere Seminare, Kurse und Veranstaltungen, die 
mit der Tätigkeit in der Gemeinde in einem Zusammenhang stehen, deren Absolvierung aber 
weder gesetzlich vorgeschrieben noch von einer Instruktionsbehörde angeordnet worden 
sind. 

3 Als obligatorische Weiterbildung gelten insbesondere Seminare, Kurse und Veranstaltungen, 
die mit der Tätigkeit in der Gemeinde in einem Zusammenhang stehen und deren Absolvie-
rung gesetzlich vorgeschrieben oder von einer Instruktionsbehörde angeordnet worden sind.  

 
§ 38 Weiterbildungsarten 

Als Weiterbildung gelten insbesondere berufsbegleitende Lehrgänge, Seminare, Kurse, Tagun-
gen, Instruktionsveranstaltungen oder dergleichen. Das Reglement unterscheidet zwischen a) 
angeordneten und internen Weiterbildungen, b) Weiterbildungen in hohem Interesse der 
Gemeinde und c) Weiterbildungen in beidseitigem Interesse.  
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§ 39 Aufgaben des Gemeinderates 

1 Über Sachverhalte der Aus- und Weiterbildung, welche das vorstehende Reglement keine 
Auskunft gibt, entscheidet der Gemeinderat. 

2 Über Weiterbildungen, die länger als 36 Monate dauern, entscheidet der Gemeinderat in 
jedem Fall.  

3 Der Gemeinderat kann die Kompetenz zum Entscheid über Weiterbildungen an den Perso-
nalverantwortlichen delegieren. 

 
§ 40 Aufgaben Personalverantwortlicher 

Dem Personalverantwortlichen obliegen die ihm vom Gemeinderat übertragenen Aufgaben, 
insbesondere: 
a) Gewährleistung eines zeitgemässen Weiterbildungskonzepts, vor allem in den Bereichen 

Führung, Allgemein- und Fachweiterbildung, 
b) Konzeption eigener Weiterbildungsveranstaltungen, 
c) Information und Beratung von Abteilungen und Einzelpersonen, 
d) Evaluation und Controlling von Weiterbildungsmassnahmen, 
e) Entscheid über Weiterbildungen bis zu dem im Kompetenzbereich festgelegten Betrag. 

 
§ 41 Kostenträger 

a) bei angeordneten und internen Weiterbildungen 
Bei Weiterbildungen gemäss § 36 Abs. 3 sowie bei internen Weiterbildungen übernimmt die 
Arbeitgeberin die Weiterbildungskosten in vollem Umfang. 

 
b) bei Weiterbildungen in hohem Interesse der Gemeinde 
1 Bei externen Weiterbildungen in hohem Interesse der Gemeinde, wie zum Beispiel: 

- Basiskurse Gemeindepersonal (Stufe 1) 
- Speziallehrgänge Bauverwalter, Einwohnerkontrolle, Leiter Finanzen, Steueramtsvorsteher, 

Gemeindeschreiber (Stufe 2), Speziallehrgang Betreibungsfachleute Aargau 
- Management-Lehrgang öffentliches Gemeinwesen (Stufe 3) 
- Grundkurs und Aufbaukurs Soziales 
- Vorarbeiter Werkdienst 
- Weitere vom Abteilungsleiter und vom Gemeinderat als notwendig klassierte Weiterbil-

dungen 
übernimmt die Arbeitgeberin 100 % der Weiterbildungskosten. 

 
2 Bei Mitarbeitenden mit einem Pensum von weniger als 80 % übernimmt die Arbeitgeberin die 

Weiterbildungskosten gemäss nachstehenden Ansätzen: 
Pensum Anteil Arbeitgeberin 
ab 60 % 85 % 
ab 50 % 70 % 
ab 40 % 55 % 
ab 30 % 40 % 
ab 20 % 25 % 
ab 10 % 10 %  
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3 Diese Weiterbildungskosten werden von der Arbeitgeberin unter dem Vorbehalt zur Bezah-

lung übernommen, dass die Weiterbildung abgeschlossen wird. Sofern eine Prüfung möglich 
ist, muss die Prüfung abgelegt und bestanden werden. 

 
c) bei Weiterbildungen in beidseitigem Interesse 
1 Bei externen Weiterbildungen in beidseitigem Interesse, wie zum Beispiel: 

- Eidg. Fachausweise/Berufsprüfungen 
- Eidg. Diplome/Höhere Fachprüfungen 
- Masterkurse, höhere Zertifikatslehrgänge an Fachhochschulen und Universitäten 
- Weitere vom Gemeinderat als notwendig klassierte Weiterbildungen 

übernimmt die Arbeitgeberin 50 % der Weiterbildungskosten. 
 
2 Bei Mitarbeitenden mit einem Pensum von weniger als 80 % übernimmt die Arbeitgeberin die 

Weiterbildungskosten, ausgehend von einer Kostenbeteiligung von 50 %, gemäss nachste-
henden Ansätzen: 

Pensum Anteil Gemeinde 
ab 60 % 85 % 
ab 50 % 70 % 
ab 40 % 55 % 
ab 30 % 40 % 
ab 20 % 25 % 
ab 10 % 10 % 

 
3 Der Kostenanteil der Arbeitgeberin für Weiterbildungen gemäss lit. a) bis c) basiert auf den 

Netto-Kosten. Die Mitarbeitenden haben die Lehrgangskosten vorzufinanzieren. Sie haben 
die Subjektfinanzierung des Bundes geltend zu machen. 

4 Diese Weiterbildungskosten werden von der Arbeitgeberin unter dem Vorbehalt zur Bezah-
lung übernommen, dass die Weiterbildung abgeschlossen wird. Sofern eine Prüfung möglich 
ist, muss die Prüfung abgelegt werden. 

 
§ 42 Spesen 

Die Spesen (Fahrspesen, Verpflegung etc.) für Weiterbildungen gem. § 40 lit. a) und b) gehen 
zu Lasten der Arbeitgeberin. Es gelten die vom Gemeinderat festgelegten Ansätze gemäss An-
hang A. Spesen für Weiterbildungen gem. § 40 lit. c) werden keine übernommen. 

 
§ 43 Anrechnung Arbeitszeit 

1 Dem Gemeindepersonal wird die erforderliche Zeit für den Besuch von Weiterbildungen ohne 
entsprechenden Lohnabzug zur Verfügung gestellt. 

2 Der Besuch von Weiterbildungen während der Arbeitszeit wird an die Arbeitszeit an-
gerechnet, maximal im Umfang von 8 Stunden 24 Minuten. Bei Mitarbeitenden im Teilzeit-
pensum reduziert sich die Anrechnung auf die für das jeweilige Pensum zu leistende Tages-
arbeitszeit. Für Prüfungsvorbereitungen und/oder das Verfassen von Diplomarbeiten wird 
keine Arbeitszeit zur Verfügung gestellt.  
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3 Nicht als Arbeitszeit gelten Fort- und Weiterbildungen nach 20.00 Uhr und an Samstagen 

und Sonntagen, soweit sie nicht angeordnet wurden. 

4 Die durch den Besuch von Weiterbildungen entstehenden Absenzen sind innerhalb der Ab-
teilung mit den zuständigen Abteilungsleitenden abzusprechen und nach Möglichkeit zu 
koordinieren. Wenn keine Koordination möglich ist, muss die zu erledigende Arbeit ausser-
halb der Arbeitszeit erfüllt werden. Es besteht kein Anspruch auf Kompensation. 

5 Der Gemeinderat kann verlangen, dass die Ausbildung ausserhalb der Arbeitszeit absolviert 
wird, sofern ein entsprechendes Angebot zur Verfügung steht. 

 
§ 44 Rückerstattung 

1 Bei angeordneten Fort- und Weiterbildungen besteht keine Rückerstattungspflicht. 

2 Wird das Anstellungsverhältnis während der Verpflichtungszeit beendet, haben die Mitarbei-
tenden die von der Arbeitgeberin getragenen Gesamtkosten in dem Umfang zurückzuerstat-
ten, als sie noch nicht durch geleistete Arbeit abgegolten sind und den Betrag von 
Fr. 2'000.00 übersteigen. Beendet die Arbeitgeberin das Anstellungsverhältnis aufgrund eines 
Verschuldens der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters während der Verpflichtungszeit, hat sie 
oder er die von der Arbeitgeberin getragenen Gesamtkosten, abzüglich des Betrags von 
Fr. 2'000.00, zurückzuerstatten. 

3 Übersteigen die von der Arbeitgeberin übernommenen Weiterbildungskosten und Spesen 
den Betrag von Fr. 2'000.00, sind diese bei Auflösung des Anstellungsverhältnisses wie folgt 
zurückzuvergüten: 
 
a) Übernommene Weiterbildungskosten bis Fr. 4‘000.00  

Auflösung nach  Rückerstattung 
0 - 6 Monaten  100 % 
7 - 12 Monaten  75 % 
13 - 18 Monaten  50 % 
19 - 24 Monaten  25 % 
mehr als 24 Monaten  0 % 

 
b) Übernommene Weiterbildungskosten ab Fr. 4‘001.00 

Auflösung nach  Rückerstattung 
0 - 12 Monaten  100 % 
12 - 24 Monaten  75 % 
24 - 36 Monaten 50 % 
36 - 48 Monaten 25 % 
mehr als 48 Monaten  0 % 

 
4 Eine allfällige Verpflichtungszeit beginnt am 1. Tag des Folgemonats nach Erhalt des definiti-

ven Nachweises (Zertifikat, Diplom etc.) des erfolgreichen Abschlusses der Fort- oder Weiter-
bildung. Vorbehalten bleibt eine anderslautende Vereinbarung.  
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§ 45 Verzicht auf Rückerstattung 

1 Bei Nichteinhaltung der Verpflichtungszeit kann der Gemeinderat aus wichtigen Gründen auf 
die Rückerstattung ganz oder teilweise verzichten. 

2 Wichtige Gründe können insbesondere die Beendigung von Anstellungsverhältnissen in 
gegenseitigem Einvernehmen oder infolge Invalidität, Krankheit oder Mutterschaft sein. 

 
§ 46 Nichtbeenden einer Weiterbildung 

1 Die Mitarbeitenden haben bei Abbruch einer Fort- oder Weiterbildung oder bei Nichtbeste-
hen der Abschluss- oder Diplomprüfung die von der Arbeitgeberin getragenen Gesamtkos-
ten vollumfänglich zurückzuerstatten. Der Gemeinderat kann bei Vorliegen besonderer Um-
stände eine Ausnahmeregelung treffen und gleichzeitig eine Verpflichtungszeit vereinbaren. 

2 Mitarbeitende haben nicht bestandene Prüfungen auf eigene Kosten zu wiederholen. 

 
§ 47 Kündigung vor Abschluss der Weiterbildung 

1 Bei Kündigungen durch Mitarbeitende oder bei fristlosen Kündigungen der Arbeitgeberin vor 
Abschluss der Weiterbildung sind sämtliche von der Arbeitgeberin geleisteten Weiterbil-
dungskosten und Spesen zurückzuerstatten. 

2 Der Gemeinderat kann bei Neuanstellungen die nachgewiesenen Rückerstattungskosten der 
Mitarbeitenden gegenüber dem ehemaligen Arbeitgeber vollständig oder teilweise über-
nehmen. 

3 Bei Übernahme von Rückerstattungsverpflichtungen ist § 43 anwendbar. 

 
 
VII ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 48 Anpassungen 

Der Gemeinderat ist berechtigt, die Bestimmungen dieser Personalverordnung anzupassen 
sowie im Einzelfall Abweichungen davon festzulegen. Für die Gültigkeit bedarf es der schriftli-
chen Form. 

 
§ 49 Inkraftsetzung, Aufhebung, bisheriges Recht 

Diese Verordnung tritt nach der Genehmigung des Personalreglements mit Beschluss des 
Gemeinderates auf den 01. Januar 2021 in Kraft. Mit der Inkraftsetzung werden folgende Reg-
lemente aufgehoben: 
- Arbeitszeitreglement vom 03. Februar 2003 
- Qualifikationsreglement vom 29. November 1999 
- Weiterbildungsreglement vom 30. April 2012  
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§ 50 Übergangsbestimmungen 

Sämtliche im Zeitpunkt der Inkraftsetzung dieser Verordnung hängigen Verfahren und 
Weiterbildungen werden nach den neuen Bestimmungen beurteilt. 
 
 
Unterkulm, 01. Januar 2021 
 
 
GEMEINDERAT UNTERKULM 
Der Gemeindeammann: Der Gemeindeschreiber: 
 
Emil Huber   Beat Baumann  
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ANHANG A – ENTSCHÄDIGUNGEN 

 
1. Sitzungsgelder und Spesen 

 
 
1.1 Sitzungs- und Taggelder 
 
Für sämtliche vom Gemeinderat eingesetzten Kommissionen gelten folgende Ansätze: 
 
Sitzung ganzer Tag Fr. 250.00 
Sitzung halber Tag Fr. 125.00 
Stundenansatz Fr.  30.00 
 
Mitarbeitende haben Anspruch auf Sitzungsgelder sofern nicht gleichzeitig Arbeitszeit ange-
rechnet wird. 
 
 
1.2 Verpflegungsspesen 
 
Verpflegungsspesen, sofern effektiv angefallen: 
- bei ganztägiger auswärtiger Tätigkeit ohne Mensa Fr.  35.00 
- bei ganztägiger auswärtiger Tätigkeit mit Mensa Fr. 20.00 
 
 
1.3 Fahrspesen 
 
- Bahnbillet 2. Klasse effektiv 
- Auto** per km  Fr.  0.70 
- Parkgebühren sofern Auto notwendig effektiv 
 
** Grundsätzlich sind öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Die Kosten für den Gebrauch 
eines privaten Fahrzeuges werden nur vergütet, wenn durch dessen Benutzung eine wesent-
liche Zeitersparnis (mehr als 1 Stunde) oder Kostenersparnis erzielt wird oder die Verwendung 
der öffentlichen Verkehrsmittel unzumutbar ist oder solche nicht zur Verfügung stehen. 
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2. Lohnzulagen 

 
 
2.1 Entschädigung von Pikettdienst 
 
1 Die Leistung von Pikettdienst ist, soweit nachfolgend nicht speziell geregelt, im Lohn enthal-

ten.  

2 Der Pikettdienst des Winterdienstes (November bis März) und der Wasserversorgung (Januar 
bis Dezember) ist grundsätzlich als Wochenauftrag geregelt und wird im gleichen Zeitraum 
von einer Person gewährleistet. Der Pikettdienstinhaber erhält eine Pauschalentschädigung je 
Woche von Fr. 300.00. Dies bedingt, dass Anfang Jahr ein Pikettplan erstellt wird, welcher auf 
die Ferien abgestimmt ist. Änderungen sind intern zu regeln. Die Pikettdienstentschädigung 
beinhaltet auch einen Anteil für einen Arbeitseinsatz ausserhalb der eigenen Pikettzeit, als 
Unterstützung des Pikettdienstleitenden. 

 
 
2.2 Kleiderentschädigung 
 
Den Mitarbeitenden des Technischen Betriebes (inkl. Berufslernende) werden die Dienst- und 
Schutzkleider auf Kosten der Arbeitgeberin zur Verfügung gestellt. Jede/r Mitarbeitende (TB) 
hat zudem Anspruch auf eine Entschädigung von Fr. 200.00 pro Jahr für das Waschen und 
Flicken der Kleidung. 
 
 
2.3 Telefonspesen 
 
Den Mitarbeitenden des Technischen Betriebes wird für die Benutzung des privaten Mobiltele-
fons eine Pauschale von Fr. 30.00 pro Monat ausbezahlt. Über weitere Entschädigungen ent-
scheidet der Gemeinderat im Einzelfall. 
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3. Sozialleistungen 

 
 
3.1 Familienzulage 
 
Mindestansätze gemäss Artikel 5 des Bundesgesetzes über die Familienzulage (FamZG): 
- Kinderzulage Fr. 200.00 pro Monat 
- Ausbildungszulage Fr. 250.00 pro Monat 
 
 
3.2 Freiwillige Familienzulage   
 
Auf die gesetzlichen Mindestansätze leistet die Arbeitgeberin eine freiwillige Familienzulage 
von Fr. 20.00 pro Monat und Kind. 
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4. Übrige Entschädigungen und Geschenke 

 
 
4.1 Geschenke 
 
Stellenantritt Blumenstrauss 
Abschlussprüfung Lernende Fr. 300.00 
Arbeitsjubiläum 5 Jahre, Geschenk Fr. 500.00 
Pensionierung, pro Dienstjahr Fr.  30.00 
 
 
4.2 Todesfall und Kondolenzregelung 
 
Beim Tod von aktiven Mitarbeitenden erfolgen eine Todesanzeige und eine Spende im Betrag 
von Fr. 300.00. 

Blumen und Kondolenzschreiben beim Tod von folgenden Personen: 
- ehemalige Mitarbeitende 
- Personal im Stundenlohn 
- aktive Kommissionsmitglieder 
- Todesfälle naher Angehöriger aktiver Mitarbeitenden 

 
 


